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1 Einleitung

Die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats in wirtschaftlichen Angelegenheiten
ist in den §§ 106–110 BetrVG geregelt. Kernpunkt ist die Bildung eines Wirt-
schaftsausschusses gem. § 106 BetrVG.

Ziel des Gesetzgebers war dabei nicht, die wirtschaftliche und unternehmerische
Freiheit des Arbeitgebers zu beschränken oder durch Beteiligungsrechte zu bin-
den.

Die Betriebsverfassung enthält daher kein Mitspracherecht über Fragen der Errich-
tung und Schließung von Betrieben, über Investitionen, Absatzstrategien und
Preise. Die Betriebsverfassung soll vielmehr sicherstellen, dass der Arbeitgeber
gemeinsam mit dem Wirtschaftsausschuss die wesentlichen wirtschaftlichen
Angelegenheiten des Unternehmens berät und die Belegschaft regelmäßig vom
Arbeitgeber über die wirtschaftliche Lage des Unternehmens unterrichtet wird.

Nur soweit der Arbeitgeber eine Betriebsänderung (§ 111 BetrVG) plant, beste-
hen weitergehende Beteiligungsrechte. Nach § 112 Abs. 2 BetrVG muss der
Unternehmer versuchen, mit dem Betriebsrat einen Interessenausgleich über die
geplante Betriebsänderung zu vereinbaren, ansonsten macht sich der Unterneh-
mer gegenüber allen Arbeitnehmern, die durch die Betriebsänderung einen
Nachteil erleiden, gem. § 113 Abs. 3 BetrVG ausgleichspflichtig. Schließlich kann
der Betriebsrat auch einen Sozialplan zur Milderung der wirtschaftlichen Nachtei-
le, die die Arbeitnehmer infolge der Betriebsänderung erleiden, gem. § 112 Abs.
4 BetrVG erzwingen.
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2 Wirtschaftsausschuss, §§ 106 ff. BetrVG

Der Wirtschaftsausschuss hat nach § 106 Abs.1 Satz 2 BetrVG eine Doppelfunk-
tion zu erfüllen. Er soll einerseits die wirtschaftlichen Angelegenheiten mit dem
Unternehmer bzw. Arbeitgeber beraten und andererseits den Betriebsrat über
das Ergebnis der Beratungen mit dem Unternehmer unterrichten.

Damit der Wirtschaftsausschuss diese beiden Aufgaben auch erfüllen kann, hat
der Unternehmer gem. § 106 Abs. 2 BetrVG den Wirtschaftsausschuss rechtzei-
tig und umfassend über die wirtschaftlichen Angelegenheiten des Unternehmens
unter Vorlage der erforderlichen Unterlagen zu unterrichten und die sich daraus
ergebenden Auswirkungen auf die Personalplanung darzustellen. Grenzen für
diese umfassende Informationspflicht des Unternehmers finden sich dann, wenn
durch die Weitergabe der Informationen Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse
gefährdet würden (unten ausführlich).

§ 106 Wirtschaftsausschuss

(1) In allen Unternehmen mit in der Regel mehr als einhundert ständig beschäftig-
ten Arbeitnehmern ist ein Wirtschaftsausschuss zu bilden. Der Wirtschaftsaus-
schuss hat die Aufgabe, wirtschaftliche Angelegenheiten mit dem Unternehmer
zu beraten und den Betriebsrat zu unterrichten.

(2) Der Unternehmer hat den Wirtschaftsausschuss rechtzeitig und umfassend
über die wirtschaftlichen Angelegenheiten des Unternehmens unter Vorlage der
erforderlichen Unterlagen zu unterrichten, soweit dadurch nicht die Betriebs- und
Geschäftsgeheimnisse des Unternehmens gefährdet werden, sowie die sich
daraus ergebenden Auswirkungen auf die Personalplanung darzustellen. Zu den
erforderlichen Unterlagen gehört in den Fällen des Absatzes 3 Nr. 9a insbeson-
dere die Angabe über den potentiellen Erwerber und dessen Absichten im Hin-
blick auf die künftige Geschäftstätigkeit des Unternehmens sowie die sich daraus
ergebenden Auswirkungen auf die Arbeitnehmer; Gleiches gilt, wenn im Vorfeld
der Übernahme des Unternehmens ein Bieterverfahren durchgeführt wird.
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(3) Zu den wirtschaftlichen Angelegenheiten im Sinne dieser Vorschrift gehören
insbesondere

1. die wirtschaftliche und finanzielle Lage des Unternehmens;

2. die Produktions- und Absatzlage;

3. das Produktions- und Investitionsprogramm;

4. Rationalisierungsvorhaben;

5. Fabrikations- und Arbeitsmethoden, insbesondere die Einführung neuer
Arbeitsmethoden;

5a. Fragen des betrieblichen Umweltschutzes;

6. die Einschränkung oder Stilllegung von Betrieben oder von Betriebsteilen;

7. die Verlegung von Betrieben oder Betriebsteilen;

8. der Zusammenschluss oder die Spaltung von Unternehmen oder Betrieben;

9. die Änderung der Betriebsorganisation oder des Betriebszwecks;

9a. die Übernahme des Unternehmens, wenn hiermit der Erwerb der Kontrolle
verbunden ist, sowie

10. sonstige Vorgänge und Vorhaben, welche die Interessen der Arbeitnehmer
des Unternehmens wesentlich berühren können.

Da der Wirtschaftsausschuss nur ein Hilfsorgan des Betriebsrats ist, haben die
Mitglieder des Wirtschaftsausschusses unverzüglich und vollständig dem Betriebs-
rat gem. § 108 Abs. 4 BetrVG zu berichten (dazu unten).

Bevor auf die verschiedenen Aspekte der wirtschaftlichen Angelegenheiten nach
§ 106 Abs. 3 BetrVG eingegangen wird, kommen wir, entgegen der Reihenfolge
im Gesetz, zunächst auf die Bildung, Zusammensetzung und Rechtsstellung des
Wirtschaftsausschusses nach § 107 BetrVG zu sprechen.

� 2015 Verlag Dashöfer GmbH
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2.1 Bildung des Wirtschaftsausschusses

Ein Wirtschaftsausschuss ist in allen Unternehmen mit „in der Regel mehr als 100
ständig beschäftigten Arbeitnehmern“ zu bilden (§ 106 Abs.1 Satz 1
BetrVG). Er wird vom zuständigen Betriebsverfassungsorgan gebildet. Zuständig
ist der Betriebsrat, wenn nur ein Betrieb im Unternehmen einen Betriebsrat
gewählt hat. Bestehen mehrere Betriebe, in denen die Arbeitnehmer Betriebsräte
gewählt haben, so ist der Gesamtbetriebsrat für die Bildung des Wirtschaftsaus-
schusses zuständig. Ein Konzernbetriebsrat kann keinen Wirtschaftsausschuss bil-
den.

2.1.1 Errichtungsvoraussetzungen

Die Errichtung eines Wirtschaftsausschusses setzt voraus, dass insgesamt im
Unternehmen in der Regel mehr als 100 Arbeitnehmer ständig beschäftigt
werden. Der Wirtschaftsausschuss wird für das gesamte Unternehmen gebildet,
unabhängig von der Zahl der einzelnen Betriebe oder Betriebsräte. Bei der Zäh-
lung ist der betriebsverfassungsrechtliche Arbeitnehmerbegriff zugrunde zu
legen. Leitende Angestellte im Sinne von § 5 Abs. 3 BetrVG zählen deshalb bei
der Berechnung nicht mit. Auch Arbeitnehmer ausländischer Betriebe eines
Unternehmens sind nicht mitzuzählen. Zu beachten ist jedoch, dass auch die
Arbeitnehmer aus inländischen Betrieben ohne Betriebsrat zu berücksichtigen
sind.

Maßgebend ist das gewöhnliche Erscheinungsbild sämtlicher Betriebe des Unter-
nehmens bei normaler Geschäftstätigkeit. Dazu sind regelmäßig ein Rückblick
und eine Prognose der zukünftigen Personalentwicklung vorzunehmen.

Auch befristet beschäftigte Arbeitnehmer sind als „ständig“ Beschäftigte im Sinne
des § 106 BetrVG anzusehen, sofern sie auf Arbeitsplätzen beschäftigt werden,
die zur Erfüllung einer dauerhaften Arbeitsaufgabe eingerichtet sind.
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